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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Internationale Finanzinstitutionen

Nachdem bereits 2011 drei Finanzierungbeschlüsse zugunsten des Internationalen
Währungsfonds (IWF) vom Parlament gutgeheissen worden waren, gelangte der
Bundesrat 2012 mit drei weiteren Geschäften zum IWF ans Parlament. Das Vorgehen
wurde nicht von allen Seiten gutgeheissen. Der Präsident der aussenpolitischen
Kommission des Nationalrats (APK-NR), Andreas Aebi (svp, BE), äusserte sich
dahingehend, dass das IWF-Dossier „so komplex [sei], dass kein normalsterblicher
Milizparlamentarier mehr den Überblick habe“. Konkret ging es im ersten Geschäft, das
in der Frühlingssession vom Nationalrat und in der Sommersession von Ständerat
angenommen wurde, um die Genehmigung der Quoten- und Gouvernanzreform des
IWF. Sie führte zu einer Erhöhung der ordentlichen Mittel des IWF und zur Reduzierung
der schweizerischen Stimmrechtsquote. Die zweite Vorlage betraf eine erneute
bilaterale Kreditzusage an den IWF. Sie wurde in der Wintersession vom Nationalrat in
reduzierter Form gutgeheissen und war am Jahresende im Zweitrat hängig. Das dritte
Geschäft betraf die Verlängerung der Ende 2013 auslaufenden Verpflichtungskredite an
die Allgemeine Kreditvereinbarung (AKV). Sie wurde von den Räten 2012 noch nicht
behandelt. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
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Nachdem bereits 2011 drei Finanzierungsbeschlüsse zugunsten des Internationalen
Währungsfonds (IWF) vom Parlament gutgeheissen worden waren, gelangte der
Bundesrat 2012 mit drei weiteren Geschäften zum IWF ans Parlament. Das Vorgehen
wurde nicht von allen Seiten gutgeheissen. Der Präsident der aussenpolitischen
Kommission des Nationalrats (APK-NR), Andreas Aebi (svp, BE), äusserte sich
dahingehend, dass das IWF-Dossier „so komplex [sei], dass kein normalsterblicher
Milizparlamentarier mehr den Überblick habe“. Konkret ging es im ersten Geschäft, das
in der Frühlingssession vom Nationalrat und in der Sommersession von Ständerat
angenommen wurde, um die Genehmigung der Quoten- und Gouvernanzreform des
IWF. Sie führte zu einer Erhöhung der ordentlichen Mittel des IWF und zur Reduzierung
der schweizerischen Stimmrechtsquote. Die zweite Vorlage betraf eine erneute
bilaterale Kreditzusage an den IWF. Sie wurde in der Wintersession vom Nationalrat in
reduzierter Form gutgeheissen und war am Jahresende im Zweitrat hängig. Ebenfalls
auf 2013 wurden die parlamentarischen Beratungen zum dritten Geschäft, der
Botschaft über die Verlängerung der Teilnahme an den Allgemeinen
Kreditvereinbarungen (AKV) des IWF, traktandiert. Der Exekutivrat des IWF hatte im
November 2012 beschlossen, die AKV um weitere fünf Jahre bis Ende 2018
weiterzuführen. Das Instrument hatte für den IWF am Jahresende 2012 jedoch nur noch
untergeordnete Wichtigkeit, weil die AKV nach den ordentlichen Mitteln des IWF und
den Ressourcen aus der NKV erst das dritte Instrument zur Mittelbeschaffung
darstellte. Zusätzlich waren die Allgemeine Kreditvereinbarung (AKV) und die Neue
Kreditvereinbarung (NKV) derart verknüpft, dass nur die höhere der beiden
Kreditzusagen relevant war, weil die höhere Kreditzusage gleichzeitig das maximale
Engagement eines Landes bezeichnete. Die Kreditverpflichtungen der Schweiz, die über
den Kanal der AKV bestanden, waren per Ende 2012 bedeutend kleiner als die
Kreditzusagen über die NKV, weshalb die Verlängerung der AKV gemäss bundesrätlicher
Argumentation zu keinen weiteren finanziellen Verpflichtungen führen würde, jedoch
ein politisches Signal aussendete, dass die Schweiz weiterhin an der Teilnahme in
internationalen Finanzgremien interessiert sei. 2
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1) NZZ, 29.8. und 1.12.12.
2) BBl, 2012, S. 9627 ff.; NZZ, 29.8. und 1.12.12.
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